
 
 

 
 

 

5744 2019-2811 

Vernehmlassungsverfahren   
 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement 

Änderung des Bundesgesetzes über die Ausländerinnen und Ausländer und 
über die Integration (AIG): Einschränkungen für Reisen ins Ausland und 
Anpassungen des Status der vorläufigen Aufnahme 

Die Motion 18.3002 der Staatspolitischen Kommission des Ständerates beauftragt 
den Bundesrat, einen Gesetzesentwurf mit punktuellen Anpassungen beim Status der 
vorläufigen Aufnahme vorzulegen, um die höchsten Hürden für die Arbeitsmarktin-
tegration für Personen zu beseitigen, die längerfristig in der Schweiz bleiben. 
Gleichzeitig soll auch die Motion 15.3953 von Nationalrat Gerhard Pfister umge-
setzt werden. Diese verlangt eine Anpassung der gesetzlichen Grundlagen, so dass 
Reisen in Heimat- oder Herkunftsstaaten für vorläufig Aufgenommene analog zu 
den anerkannten Flüchtlingen generell untersagt sind. 

Datum der Eröffnung: 21. August 2019 

Vernehmlassungsfrist: 22. November 2019 

Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden bei: Staatssekretariat  
für Migration (SEM), Quellenweg 6, 3003 Bern-Wabern, Telefon 058 469 28 80, 
www.sem.admin.ch 

Die Vernehmlassungsunterlagen sind elektronisch abrufbar unter: 
www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html 

27. August 2019 Bundeskanzlei  
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